
15

Donnerstag, 7. Dezember 2023

Kanton Solothurn, Stadt/RegionOlten,
Niederamt, Thal/Gäu

«Das verzerrt den Wählerwillen noch mehr»
Vertreter kleinerer Parteien kritisieren denVorschlag der Solothurner FDP, Listenverbindungen zu verbieten.

Raphael Karpf

170 Kandidatinnen und Kandi-
datenauf 29Listen: daswarRe-
kord. Noch nie kandidierten so
viele Solothurnerinnen und So-
lothurner für den Nationalrat
wie bei den vergangenen Wah-
len.DieFolge:Ein rekorddickes
Wahlcouvert und eine mittel-
mässige Überforderung bei
manchen Wählerinnen und
Wählern.

Das will die Solothurner
FDP ändern. Ihre Idee: Listen-
verbindungen abschaffen. Das
würdezumeinendieAnzahlLis-
ten reduzieren, ist dieFDPüber-
zeugt. Und zumanderenwürde
der Wählerwille nicht länger
verfälscht werden.

Die Idee kommt nicht über-
all gut an. So glaubt etwa Grü-
nen-Nationalrat FelixWettstein
nicht, dass ein Verbot von Lis-
tenverbindungen die Anzahl
Listen reduzieren würde. Es
könntedengegenteiligenEffekt
haben: «Ein Verbot könnte so-
gardazu führen,dassallePartei-
en internmöglichst vieleUnter-
listen erstellen.»

Fast 20Prozentwären
nichtvertreten
Ein anderes Argument gegen
ein Verbot scheint Wettstein
aber nochwichtiger: die Reprä-
sentanz. Bereits heute sind
knapp zehn Prozent der Bevöl-
kerung nicht direkt in Bern ver-
treten: nämlich alle Wählerin-
nen und Wähler von GLP, EVP
undMass-Voll.

Ohne Listenverbindungen
wären fast 20Prozent derWäh-
lerinnen und Wähler nicht di-
rekt vertreten: Weil dann näm-
lich Felix Wettstein seinen Sitz
an die SVP verloren hätte und

die Solothurner Grünen nicht
mehr im Nationalrat vertreten
wären.

Entscheidend ist für ihn die
Tatsache, dass Solothurn als
kleinererKantongeradeeinmal
sechsNationalratssitze hat. Die
Hürden für kleinere Parteien,
einen Sitz zu machen, sind also
sehr hoch. Anders als beispiels-
weise im Kanton Zürich mit 36
Sitzen, woman auch als kleine-
re Partei realistische Chancen
auf Sitze hat.

Würde man nun auch noch
die Listenverbindungen ab-
schaffen,würdendieHürden für

kleinereParteiennochhöher, so
Wettstein. Und: «Profitieren
würden immer die grossen Par-
teien, undzwar, imUnterschied
zum System Listenverbindung,
oft auch die ideologisch weit
entfernten.»

Ein Ausweg wäre für Wett-
steindasSystemdes«doppelten
Pukelsheim». Dieses Wahlsys-
tem kommt bereits in verschie-
denenKantonenbei denkanto-
nalen Wahlen zur Anwendung.
DerUnterschied zumSolothur-
ner (undauchnationalen)Wahl-
system: In einem ersten Schritt
wird berechnet, wie viele Sitze

jede Partei insgesamt zugute
hat. Und erst in einem zweiten
Schritt werden die Sitze dann
auf die Kantone respektive Be-
zirke verteilt.

Nichtallewählen
amselbenTag
Daskannzwardazu führen,dass
beinationalenWahlen ineinzel-
nen Kantonen der Wählerwille
nicht eins zu eins abgebildet
wird, auf die ganze Schweiz be-
trachtet gleicht sich das dann
aberwieder aus.

Das Problem hierbei: Kan-
tone mit nur einem National-

ratssitz führen die Wahlen
nicht zwingend am selben Tag
durch wie alle anderen. Das
wäre allerdings eine Bedin-
gung dafür, dass das System
des doppelten Pukelsheim
überhaupt eingeführt werden
kann. Und so lange dies nicht
möglich ist: «Wennwir wollen,
dass sich möglichst viele in
Bundesbern vertreten fühlen
können, zumindest durch je-
manden aus einer nahestehen-
den Partei, dann halten wir
klugerweise an der Möglich-
keit von Listenverbindungen
fest», so Wettstein.

Es ist eine Haltung, die EVP-
Kantonsrat André Wyss teilt.
Listenverbindungenabzuschaf-
fen, würde nicht das Wahlsys-
tem vereinfachen, sondern
schlichtdieMachtdergrösseren
Parteien zementieren, schrieb
er in einem Leserbrief. Dort
rechnete er vor:

In einem System ohne Lis-
tenverbindungen würde die
SVPmit 29 ProzentWähleran-
teil 50 Prozent aller Sitze erhal-
ten – während gleichzeitig fast
20 Prozent (Grüne, GLP, EVP
und Mass-Voll) leer ausgehen
würden. «Genau hier helfen
die Listenverbindungen, dass
dieses Verhältnis zumindest
teilweise ausgeglichener
wird», soWyss.

Vor allem aber würden sol-
che Verbindungen helfen, dass
die Stimmen einer kleineren
Partei ohne Sitz nicht einfach
verloren gehen, sondern der
Partei zugutekommen, die ihr
am nächsten steht. Was, und
auchhier ist sichWyssmitWett-
stein einig, gerade in Kantonen
mit wenig Sitzen und hohen
Hürden für kleine Parteien ein
wichtiges Argument sei.

AuchWysskönnte sichwohl
mit demdoppelten Pukelsheim
anfreunden.HättedochdieEVP
schweizweit mit zwei Prozent
Wählerstimmen rein rechne-
risch vier der 200Nationalrats-
sitze zugute.Effektivhat sie aber
nur deren zwei, ist also zu 50
Prozent untervertreten.

Darum:WillmandieListen-
verbindungen tatsächlich ab-
schaffen,müsste zwingendauch
das Wahlsystem geändert und
eben zumBeispiel der doppelte
Pukelsheimeingeführtwerden,
soWyss. «Alles andere verzerrt
denWählerwillen nochmehr.»

«Blosses ‹Bittibätti› reicht nicht»
Der künftige Einsatz vonRangern stösst imKanton nicht nur auf Anklang.

Christof Ramser

ObamWeissenstein, inderWiti
oder am Born: Künftig werden
in Erholungsgebieten quer
durch den Kanton Solothurn
Ranger fürOrdnungsorgen.Ge-
mäss einem Bericht werden in
WäldernundaufFeldernvor al-
lem Littering, die Missachtung
von Fahrverboten oder Biken
abseits der Wege als problema-
tisch angesehen.

DassBiken inderBefragung
in einen Topf mit Littering ge-
worfen wird, stösst Roy Studer
sauer auf.DerCo-Präsidentder
Interessensgemeinschaft MTB
Kanton Solothurn verweist auf
die Befragten, die primär in der
Kantonsverwaltung respektive
inanderenKantonenalsRanger
arbeiten. «Die Antworten aus
diversen kantonalen Ämtern
sindnicht repräsentativ undwi-
derspiegeln nicht die Meinung
in der Bevölkerung», ist Studer
überzeugt.

Bikerinnen und Biker wür-
den zueinemProblemernannt,
das imKanton gar nicht existie-
re. Und es werde Stimmung
gegen eine Freizeitaktivität ge-

macht, die längst in der breiten
Bevölkerung angekommen sei:
«Mountainbikende sind im
Schnitt um die 40 Jahre alt, na-
turverbunden und bleiben auf
denWegen.»

Dass illegal Wege angelegt
und Schanzen gebaut wurden,
streitet Studer nicht ab.
«Schwarze Schafe gibt es im-
mer, doch das hängt mit dem
Charakter zusammen und
nicht mit der Freizeitaktivität

generell.» Verfehlungen soll-
ten durchaus geahndet respek-
tive gebüsst werden dürfen,
findet der IG-Co-Präsident.
Auch dass Ranger künftig sen-
sibilisieren, sei in Ordnung.
Wer aber im Kanton mit dem
Mountainbike unterwegs sei,
tue dies legal und habe nichts
zu befürchten.

Furchtvorgesetzlichem
Bikeverbot
Anders wäre dies, wenn das
Mountainbiken explizit im kan-
tonalen Waldgesetz erwähnt
wird.DasGesetzwirdderzeit re-
vidiert, und die IG MTB be-
fürchtet ein Bikeverbot. «Das
wäre unverhältnismässig und
eine Ungleichbehandlung son-
dergleichen», sagt Studer.

Dass Mountainbiker im
Wald mehr als andere Nutzer
stören, sei wissenschaftlich
nicht erwiesen. «Biken ist für
dasWild viel berechenbarer als
Aktivitäten abseits der Wege.
Die Tiere wissen, dass wir auf
den Wegen bleiben und rasch
wieder weg sind.» Generell sei
die Verweildauer auf dem
Mountainbike viel kürzer als

etwa beim Hundespaziergang
oder Pilzesammeln.

Dass nun überhaupt Ranger
zum Einsatz kommen, geht auf
einenVorstoss2020desdamali-
genCVP-KantonsratsPeterBrot-
schi zurück. «DerEntscheiddes
Regierungsrats ist ein Schritt in
die richtige Richtung, aber es ist
nureinhalberSchritt»,findetder
Präsident des Solothurner Bür-
gergemeinden- undWaldeigen-
tümerverbands. InderVernehm-
lassung zu einem Arbeitspapier
habe der Verband darauf hinge-
wiesen, dass Ranger auchWeg-
weisungsbefugnisse haben und
Ordnungsbussen verteilen soll-
ten.«Eswirdsichnunzeigen,ob
der reine Sensibilisierungsauf-
traggenügenwird», soBrotschi.

Dass sein Vorstoss nunWir-
kung erziele, freue ihn. «Aber
ebenso meine ich, dass blosses
‹Bittibätti› bei Verstössen im
Naturraumnichtmehrgenügen
wird.»Ranger sei indiesemZu-
sammenhangvielleichtauchder
falscheBegriff.«Naturaufsicht»
oder «Naturpolizei» wie in
FrankreichwäreBrotschi lieber.
«Dannweissman, vonwasman
spricht.»

Mehr als ein Staatsangestellter
arbeitet ennet der Grenze
HomeofficeWeralsArbeitgeber
modern seinwill, erlaubt seinen
Angestellten Homeoffice. Das
ist in einer kantonalen Verwal-
tung nicht anders als in der Pri-
vatwirtschaft. Dass jedoch ein
Kadermann, der imSolothurner
GesundheitsamtdieAlters- und
Pflegeheime sowie die Spitex
beaufsichtigt,währendmehr als
einem Jahr aus Skandinavien
arbeiten darf, stiess auf Kritik.

FDP-Kantonsrat Stefan
Nünlist wollte wissen, wer den
Einsatz bewilligte und ob sich
der Regierungsrat der Konse-
quenzen bewusst ist. Denn aus
rechtlicher und betrieblicher
Sicht, soNünlist, seiHomeoffice
aus dem Ausland problema-
tisch.

Ein dauerhaftes Arbeiten in
einem grösseren Umfang im
Ausland sei insbesondere aus
sozialversicherungs-, steuer-
undarbeitsrechtlichenGründen
nicht gestattet, schreibt die Re-
gierungnun in ihrer kürzlichpu-
blizierten Interpellationsant-
wort. Sie verweist auf eine Re-
gelung zu mobilem Arbeiten
sowie eineWeisung,Hilfsmittel
undeinBetreuungsangebot des
Personalamts, die eine einheit-

liche Anwendung ermöglichen
sollen.

Für den Kadermitarbeiter
gilt jedoch laut Peter Eberhard,
ChefdesGesundheitsamts, eine
Ausnahmeregelung. Weil die
FraudesMitarbeiters ausberuf-
lichen Gründen ins Ausland
musste und der Mann sich an
mehrerenTagenumdiegemein-
samen Kinder kümmere, habe
man ihmHomeoffice im hohen
Nordenbewilligt. Eine vorüber-
gehendeStellvertretung sei auf-
grund des «spezifischen Wis-
sens» des Mitarbeiters nicht
möglich. Weiter heisst es, dass
die Einsätze abseits des ange-
stammtenBürosvondenVorge-
setztenbewilligtwerdenunddie
Regierung darüber nicht infor-
miert werdenmüsse.

Nicht zuletzt schreibtdieRe-
gierungweiter, dassnebendem
Funktionär imGesundheitsamt
ein weiterer Staatsangestellter
im Ausland wohne und dort im
Homeoffice arbeite. Die Person
sei Wochenaufenthalter in der
Schweizundarbeite imUmfang
von rund 20 Stellenprozent en-
net der Schweizer Grenze. In
welchem Departement, wird
nicht genannt. (cra)

Konnte seinGlück amWahlsonntag kaum fassen:Grünen-Nationalrat FelixWettstein – gewählt dankder Listenverbindungmit der SP. Bild:BrunoKissling

Mountainbiker im Kanton Solo-
thurnsehensich ineinerUmfrage
ungerechtfertigt insVisiergenom-
men. Bild: Christian Beutler/Keystone


